
  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
An die für Fischerei zuständigen Minister und Ministerinnen der EU-
Mitgliedsstaaten,  
 
am 15. und 16. Dezember werden Sie Fanggrenzen für Fischbestände im 
Atlantik und in angrenzenden Gewässern festlegen. Ihre Entscheidung wird 
auf der Grundlage der reformierten Gemeinsamen Fischereipolitik getroffen. 
Diese gibt vor, die Überfischung aller Fischbestände soweit möglich bis 2015 
und schrittweise für alle Bestände bis spätestens 2020 zu beenden.   
 
Mehr als 40 Prozent aller untersuchten Bestände im Nordostatlantik und 
den angrenzenden Gewässer sind überfischt. Zudem hat sich in den 
vergangenen zwei Jahren die Differenz zwischen den festgelegten 
Fanggrenzen und den wissenschaftlich empfohlenen Fangmengen signifikant 
erhöht.   Vor diesem Hintergrund stellen wir mit Bedauern fest, dass es der 
Ministerrat in seinen jüngsten Entscheidungen versäumt hat, die 
Überfischung der Bestände in der Ost- und Tiefsee zu beenden, ohne 
deutlich zu machen, warum die gesetzlich festgelegte Frist nicht eingehalten 
werden konnte.  
Wir bitten Sie daher dringend, die für 2015 gesetzte Frist für alle 
Fischbestände einzuhalten. Jede Verzögerung, die Überfischung zu beenden, 
führt nur dazu, dass die Umwelt weiter überlastet und das 
sozioökonomische Gleichgewicht des Fischereisektors noch länger gestört 
wird. Weniger Fisch bedeutet am Ende weniger Fischerei. 
 
Falls Sie ersuchen, die Frist zur Beendigung der Überfischung bis 2015 zu 
verlängern, müssen gemäß der Grundverordnung eindeutige Belege dafür 
vorliegen, dass die soziale und wirtschaftliche Nachhaltigkeit der 
betroffenen Fischereiflotten durch den Beschluss, massiv gefährdet wäre.   
Zudem muss dargelegt werden, wie die fischereiliche Sterblichkeit 
schrittweise sobald wie möglich, spätestens jedoch bis 2020 auf ein 
nachhaltiges Niveau gesenkt werden kann.  
 
Nutzen Sie bitte die Möglichkeit, den Fortbestand gesunder Fischbestände 
und Meeresökosysteme zum Wohle heutiger und künftiger Generationen zu 
sichern. Eine große Anzahl von EU-Bürgern hat den Reformprozess der 
Gemeinsamen Fischereipolitik aktiv verfolgt und die Fischereiminister und 
Mitglieder des Europäischen Parlaments darin unterstützt, ambitionierte 
Ziele zur Beendigung der Überfischung zu vereinbaren.  
Diese Bürger erwarten nun mit Recht, dass sie diese Reform ohne 
Verzögerung umsetzen.  
Es ist an der Zeit, die Überfischung in der EU zum Wohle der Meeresumwelt, 
der Fischereiressourcen und der vom Fischfang abhängigen Regionen zu 
beenden. 
 
Hochachtungsvoll, 

 

 
   


